
 Einwohnerrat Allschwil – Geschäft 4783 

Eingang: 05.04.2025 

Finanz- und Rechnungskommission der Gemeinde Allschwil 

Allschwil, 29.März 2025 

Dringliche Motion: Stabilisierung der Finanzen 
Antrag: Der Gemeinde wird beauftragt einen Bericht zuhanden des Einwohnerrates 

zu erstellen, der mögliche Massnahmen zur Stabilisierung der Gemeindefinanzen 

aufführt, die folgende Möglichkeiten nutzen: 

• Effizienz gebundener Ausgaben: mittels Best Practices, Prozess Reviews oder 

Benchmarking-Vergleich wird ausgewiesen wo Potential zu Verbesserung 

vorliegt. 

• Leistungen, welche zu ungebundenen Ausgaben führen: durch eine 

Vollkostenrechnung werden die benennbaren Leistung ausgewiesen und 

deren Rechtsgrundlage dargestellt. 

• Ertragsgenerierung: es wird ausgewiesen, ob alle der Gemeinde zustehenden 

Erträge realisiert werden oder welche Gebühren nicht kostendeckend sind.  

Um Einzelereignisse aus der Betrachtung auszuschliessen, sind bei der Beurteilung 

langjährige Trends zu berücksichtigen. Es wird für die Untersuchung eine 

Wesentlichkeitsschwelle von TCHF 450 festgelegt. Dazu sollen dann Massnahmen 

vorgelegt und deren Effekt abgeschätzt werden. 

Die FIREKO wird für die Dauer der Beantwortung als Begleitkommission eingesetzt. 

Der Gemeinderat berichtet ihr quartalsweise, sowie auf Wunsch der Kommission. 

 

Begründung:  

Im Rahmen der Schulraumplanung wurde der Einwohnerrat mehrfach darauf 

hingewiesen, dass sich der Investitionsbedarf ausserhalb des Schulraums in den 

nächsten zehn Jahren in etwa im Rahmen der Schulraumplanung bewegen wird. 

Gleichzeitig ist ein stetiges Wachstum der jährlichen Ausgaben absehbar. Im 

Rahmen der Schulraumplanung hat der Gemeinderat nur grob skizziert, in welchen 

Grössenordnungen Verbesserungen notwendig wären. Er hat aber nicht aufgezeigt, 

welche konkreten Massnahmen ausserhalb von Steuererhöhungen ergriffen werden 

könnten, um diese Verbesserungen zu erreichen.  

Da der Einwohnerrat andererseits aufgezeigt hat, dass eine Steuererhöhung in 

Allschwil als unerwünscht gilt, braucht der Einwohnerrat eine klare Grundlage für 

Entscheide, wie die Finanzen langfristig nicht aus dem Gleichgewicht geraten. 

 


